
In der Senatssitzung am 16. April 2024 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 

04.04.2024 

S 7 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 16.04.2024 

„Drohendes Aus des Maribondo-Supermarktes in Fähr-Lobbendorf“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft)  
 

A. Problem 
Die Fraktion DIE LINKE hat für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft folgende Anfrage an 
den Senat gestellt: 
 
„Wir fragen den Senat: 
 

1. Was sind neben der angespannten Sicherheitslage weitere Gründe für die laut Pres-
seberichten drohende Schließung des inklusiven Maribondo-Supermarktes in der Lin-
denstraße in Vegesack? 

 
2. Was tut der Senat, um die Sicherheit vor Diebstählen und Überfällen für die Mitarbei-

tenden des Supermarkts zu gewährleisten? 
 

3. Welche Anstrengungen unternimmt der Senat darüber hinaus, um die Schließung 
dieses erfolgreichen Inklusionsbetriebs abzuwenden?“ 

 

B. Lösung 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 
Zu Frage 1: 
Der Betreiber begründet die drohende Schließung ausschließlich mit dem mangelnden Sicher-
heitsgefühl der Beschäftigten. Polizeiliche Erkenntnisse stützen diese Einschätzung der Si-
cherheitslage jedoch nicht. Der Betreiber führt das mangelnde Sicherheitsgefühl auf eine an-
gespannte Sicherheitslage im Stadtteil Vegesack zurück. Darüber hinaus gibt er keine weite-
ren Gründe an. 
 
Zu Frage 2: 
Der Supermarkt befindet sich in der Lindenstraße. Der regional zuständige Einsatzdienst, Kon-
taktpolizistinnen und -polizisten sowie weitere polizeiliche Kräfte sind im Rahmen der originä-
ren Aufgabenwahrnehmung auf dieser Hauptverkehrsstraße im Stadtteil Vegesack mit Strei-
fen überdurchschnittlich und in unregelmäßigen Abständen präsent. 
 
Eine signifikante Häufung von Diebstahlsdelikten insbesondere in der jüngeren Vergangenheit 
vor dem Hintergrund der Tatsache, dass es sich um ein Einzelhandelsgeschäft handelt, ist aus 
polizeilicher Sicht nicht erkennbar.  
 
Das Präventionszentrum der Polizei Bremen bietet für Mitarbeitende von Firmen, Behörden 
und Betrieben Deeskalationsseminare an, in denen unter anderem Verhaltensempfehlungen 
erarbeitet werden für mögliche Straftaten im Kontakt mit Kundinnen und Kunden. Darin werden 
auch die Rechte als Geschädigter beziehungsweise Geschädigte während und nach einer Tat 
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aufgezeigt. Firmen und Betriebe können dieses kostenlose Seminar beim Präventionszentrum 
anfordern. 
 
Gegenwärtig plant das Revier Vegesack in Kooperation mit dem Vegesack Marketing eine 
Präventionsveranstaltung zum Thema „Sicherheit im Einzelhandel“ für die örtlich ansässigen 
Geschäftsinhaberinnen und -inhaber. Diese Veranstaltung soll gemeinsam mit der Handels-
kammer Bremen, der Berufsgenossenschaft Handel und Warenlogistik, der Bundesbank und 
der Polizei Bremen durchgeführt werden, um insbesondere über den Umgang mit Ladendieb-
stählen, Raubüberfallen und Falschgeld zu informieren. 
 
Darüber hinaus bietet der Kontaktdienst auf Wunsch Beratungen an, um zum Beispiel über 
Möglichkeiten des Einbruchschutzes zu informieren.  
 
Zu Frage 3: 
Der inklusive Maribondo-Supermarkt in Bremen-Vegesack ist ein Betriebsteil des Inklusions-
betriebs „Markthalle im Bamberger gGmbH“, zu dem auch die Supermärkte der Maribondo-
Stiftung in der Vahr und in Sebaldsbrück gehören. Das Amt für Versorgung und Integration 
Bremen gewährt der gGmbH laufende konsumtive Zuschüsse zu den Lohnkosten aus der 
Ausgleichsabgabe.  
 
Eine Schließung des gesamten Inklusionsbetriebs steht nicht im Raum, einzig der Betriebsteil 
in Vegesack ist bedroht. Das Personal soll in den beiden anderen Supermärkten weiterbe-
schäftigt werden. 
 

C. Alternativen 
Werden nicht empfohlen. 
 

D. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderbezogene Auswirkungen 
Keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswirkungen durch die Beantwortung dieser 
Anfrage. Genderbezogene Auswirkungen sind nicht erkennbar, alle Geschlechter sind gleich-
ermaßen betroffen. 
 

E. Beteiligung / Abstimmung 
Der Antwortentwurf ist mit dem Senator für Inneres und Sport abgestimmt. 
 

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts entge-
gen. 
 

G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 
Integration vom 04.04.2024 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
in der Fragestunde Stadtbürgerschaft zu. 
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